
n 

Seon 

Weitere Stimmen zur 
Abstimmung sowie Videos 
finden Sie online. 

KOMMENTAR 

,, eit vielen Jahren lebt der Aargau 
' mit einem intransparenten Fi­

nanzausgleich, dessen Mechanis­
- mus nur eine Handvoll Leute 

überhaupt versteht und den die Politik 
nicht steuern kann. Es war höchste Zeit 
für eine transparentere und möglichst 
faire Lösung. Ist das gelungen? Die Be­
völkerung liess sich von der im Departe­
ment Urs Hofmann ausgearbeiteten, 
grossen Reform überzeugen. 

Das Aufatmen in mehreren grösseren 
Gemeinden wie Neuenhof, Windisch 
oder Aarburg, die beim bisherigen Fi­
nanzausgleich durch die Maschen gefal­
len sind, hört man bis Aarau. Sie dürfen 
sich freuen. Aber hoffentlich nicht nur 
aus finanziellen Überlegungen, sondern 
auch, weil die neue Lösung politisch 
steuerbar ist, man sie bei Bedarf also 
feinjustieren kann. 

Genau darauf hoffen die Verlierer des 
gestrigen Tages. Bedenken wir: Ja- und 
Nein-Stimmen sind im Aargau kaum je 
so auseinandergeklafft wie gestern. Die 
Sorgen und Ängste jener Gemeinden, 
die mit bis 97,8 Prozent (Böbikon) Nein 
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gestimmt haben, sind unbedingt ernst 
zu nehmen. Etliche werden vom Steu­
erfussdeckel, den der neue Finanzaus­
gleich bringt, Gebrauch machen müs­
sen. Dieser Deckel bringt Sicherheit. 
Dafür müssen solche Gemeinden beim 
Kanton gewissermassen Sozialhilfe be­
antragen. Wer ist schon stolz darauf? 
Jetzt ist bei der Umsetzung Fingerspit-

von Mathias Küng 

zengefühl gefragt. Erfreulicherweise si­
gnalisiert Urs Hofmann klar, eine prag­
matische Lösung anzustreben. Doch 
besser als noch so pragmatisch vergebe­
ne Ergänzungsbeiträge ist, wenn mög­
lichst wenig Gemeinden den Steuerfuss­
deckel benötigen. Denn wenn es zu vie­
le werden sollten, muss der Grosse Rat 
nach dem ersten Wirkungsbericht über 
die Reform korrigierend eingreifen. 

~ mathias.kueng@azmedien.ch 

Grünes Licht für den neuen 
Aargauer Lehrplan 
Bildungsinitiative Wuchtig ha­
ben die Aargauer Stimmberechtig­
ten die Initiative <<Ja zu einer guten 
Bildung- Nein zum Lehrplan 21» 
abgeschmettert. Die Initiative er­
reichte nur lmapp 31 ProzentJa­
Stimmen. 

VON JÖRG MEIER 

117 550 Aargauerinnen und Aargauer lehnten 
die gegen den Lehrplan 21 gerichtete Initiati­
ve ab; 51532 sprachen sich dafür aus. «Ich 
bin erfreut über dieses deutliche Resultat», 
erldärte Bildungsdirektor Alex Hürzeler. «Es 
schafft Klarheit und Sicherheit für die weite­
re Arbeit.» Und er sei dankbar, dass die gros­
se Mehrheit der Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürgern zum selben Schluss gekom­
men sei wie Regierung und Parlament: Dass 
die Initiative schädlich wäre für die Aargauer 
Schule. 

Initiative war auch hilfreich 
Ganz anders ist die Gemütslage bei Harald 

Ronge, Bezirkslehrer und Mitglied des Initia­
tivkomitees. «Wir sind enttäuscht über den 
geringen Stimmenanteil», gab er unumwun­
den zu. Man habe zwar damit rechen müs­
sen, dass es nicht reichen werde. «Es war 
schwierig, die Leute für unser Anliegen zu 
mobilisieren», sagte Ronge. Dies, weil ausser 
der SVP keine Partei die Initiative unterstiitzt 
habe, und auch kein Verband. 

Ronge kritisierte auch die seiner Meinung 
nach von den Lehrerverbänden verhinderte 
sachliche Diskussion, die zu einer aufgeheiz­
te Stimmung geführt habe. Auch eine «unzu­
lässige Behördenpropaganda» gegen die In­
itiative habe zum schlechten Ergebnis ge­
führt. «Aber die Stimmbürger haben ent­
schieden. Und selbstverständlich akzeptie­
ren wir diesen Entscheid», sagte Ronge, und 
mit Blick in die Zukunft: Man werde weiter­
hin genau hinschauen, wie es nun mit dem 
Aargauer Lehrplan weitergehe. 

Den Vorwurf der «unzulässigen Behörden­
propaganda» lässt Bildungsdirektor Hürzeler 
nicht gelten: «Mag sein, dass die Initianten 
das in ihrer ersten Enttäuschung so sehen.» 
Aber die Regierung habe die Pflicht, die Be­
völkerung über Vor-und Nachteile einer Bil­
dungsvorlage zu informieren. Und es liege in 
der Verantwortung der einzelnen Schulpfle­
gen vor Ort, ob und wie sie an die Eltern ge­
langten. 

Hürzeler kann der Auseinandersetzung 
um die Initiative aber auch positive Seiten 
abgewinnen: «Die Initiative hat eine breite 
Diskussion über die Volksschule ausgelöst», 
sagte Hürzeler, und weiter: «Dabei hat die 
Basis klar zum Ausdruck gebracht, dass der 
Kanton Aargau den in der Bundesverfassung 
vorgegebenen Weg weitergehen und die 
kantonsspezifische Anpassung des Lehr­
plans 21 auf die aargauischen Bedürfnisse 
will.» 

Aber auch in einem weiteren Bereich sei 

«Wir wissen jetzt, 
dass die Aargaue­
rinnen und Aargau­
er zwei Fremdspra­
chen in der Primar­
schule wünschen.» 
Alex Hürzeler Bildungsdirektor 
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die Initiative hilfreich gewesen: «Wir wissen 
jetzt, dass die Aargauerinen und Aargauer 
zwei Fremdsprachen in der Primarschule 
wünschen.» Damit wäre der Aargau auch im 
Einklang mit den Forderungen des Bundes 
und der Praxis der meisten andern Kantone. 

Und so geht es jetzt weiter 
Nach der klaren Ablehnung der Initiative 

ist der Weg frei für den neuen Aargauer 
Lehrplan. Wie sieht da der Fahrplan aus? 
Hürzeler hat klare Vorstellungen: Noch im 
Februar beginnt die ersten Phase. In den 
Prozess der Erarbeitung werden möglicht 
viele schulische Verbände wie Schulleitun­
gen oder Schulpflegen einbezogen. Aber 
auch schulnahe Interessengruppen wie Wirt­
schaft und Gewerbe sind mit von der Partie. 
«Wenn wir über das Fach Religion diskutie­
ren, werden wir die Landeskirchen begrüs­
sen, und beim Thema Hauswirtschaft die 
Landfrauen», sagte Hürzeler. Dabei ist für 
ihn klar, dass aargauische Anpassungen not­
wendig sind; Hürzeler nannte dabei als Bei­
spiel den Fächerkanon an der Oberstufe. 

Was während dieses Prozesses entsteht, 
mündet in eine öffentliche Anhörung im 
Laufe des Jahres 2018. Danach wird entschie­
den. Inhaltliche Entscheide fällt der Regie­
rungsrat, bei finanzrelevanten hat der Gros­
se Rat das letzte Wort. 

Obschon die Arbeit am neuen Aargauer 
Lehrplan wegen der Initiative monatelang 
sistiert war, ist Hürzeler überzeugt, dass die 
geplante Einführung auf das Schuljahr 
2020/21 nicht gef"ahrdet ist. 

berraschend deutlich haben 
die Aargauerinnen und Aar­

! gauer der Initiative <\Ta zu ei­

ausgearbeitet werden kann. Bildungs­
direktor Alex Hürzeler hat dabei kla­
re Vorstellungen, wie dies geschehen 
könnte: Man wird den Lehrplan 21 an 
aargauische Bedürfnisse anpassen; so 
wird es wohl an der Oberstufe weiter­
hin Einzelfächer geben. Als kluger 
Schachzug könnte sich erweisen, 

ner guten Bildung - Nein 
zum Lehrplan 21» eine Abfuhr erteilt. 
Das war nach der beidseits mit har­
ten Bandagen geführten Auseinan­
dersetzung nicht so klar zu erwarten 
gewesen. Die Initianten haben es da­
bei geschafft, dass sich eine breite Öf­
fentlichkeit mit der Aargauer Volks­
schule befassen musste, dass wieder 
einmal die grundsätzlichen Fragen, 
was Schule ist, was sie sollte und wie 
sie werden könnte, zum Tagesge­
spräch wurden. 
Erfreulich ist, dass die rückwärtsge­
wandte Initiative, welche die Ent­
wicklung der Aargauer Volksschule 
behindert hätte, in der Bevölkerung 
keinen Rückhalt gefunden hat. Be­
sonders erfreulich ist, mit welcher 
Deutlichkeit das ideologisch belastete 
Begehren bachab geschickt worden 
ist: Fast 70 Prozent der Aargauerin­
nen und Aargauer sprachen sich ge­
gen die Initiative und damit für einen 
neuen Aargauer Lehrplan aus, der 
nun auf der Basis des Lehrplans 21 

von Jörg Meier 

dass man bei der Ausarbeitung nicht 
nur schulische Fachleute, sondern 
auch externe Interessenvertreter aus 
wirtschaft und Gewerbe in den Pro­
zess miteinbeziehen wird. Vielleicht 
wird sich auch die späte Einführung 
auf das Schuljahr 2020/21 als Vorteil 
erweisen: Für einmal kann der Aar­
gau von den Erfahrungen der andern 
Kantone profitieren, die dann bereits 
den Lehrplan 21 integriert haben. 

~ joerg.meier@azmedien.ch 
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Initiativen der Linl{en chancenlos 
Jeweils mit rund 70 Prozent 
Nein-Anteil hat das Aargauer 
Stimmvolk weitere Kinderbei­
hilfen und eine neue Arbeits­
losenunterstützung abgelehnt. 

Sie standen mit den Nummern 7 und 8 
am Ende aller Vorlagen, und das war 
durchaus symbolisch. Die beiden Volks­
begehren «Arbeit und Weiterbildung für 
alle!» und «Chancen für Kinder - Zusam­
men gegen Familienarmut» gingen dop­
pelt unter. Im Abstimmungskampf fan­
den sie kaum Beachtung, weil Steuer­
reform, Einbürgerung, Lehrplan 21 und 
Finanzausgleich dominierten. Und am 
Abstimmungssonntag erlitten sie auch 

an der Urne Schiffbruch. Die Initiative 
«Chancen für Kinder - Gemeinsam ge­
gen Familienarmut» mit 69,5 Prozent 
Nein zu 30,5 Prozent Ja verworfen. Sie 
sah Beihilfen für Kinder einkommens­
schwacher Familien vor, bis diese die 
obligatorische Schule abgeschlossen ha­
ben. Mit dem Nein wurde laut einer SP­
Mitteilung «die Chance verpasst, durch 
massvolle Investitionen in benachteilig­
te Familien hohe langfristige Folgekos­
ten zu vermeiden». Die Initianten er­
warten vom Regierungsrat nun Lö­
sungsvorschläge zur Bekämpfung der 
Familienarmut, wie dies auch die kanto­
nale Sozialplanung vorsehe. 

Die Initiative «Arbeit und Weiterbil­
dung für alle» wurde mit 70,7 Prozent 
Nein-Anteil noch etwas klarer abge-

lehnt. Sie hatte eine kantonale Arbeits­
losenunterstiitzung verlangt, die Umset­
zung hätte die Staatskasse rund 46 Mil­
lionen Franken gekostet. Das Initiativko­
mitee bedauert das negative Resultat, 
hält in einer Mitteilung aber fest: «Volks­
wirtschaftlich ist klar, dass die Investi­
tion in Aus- und Weiterbildung auf der 
politischen Agenda bleiben muss.» Das 
Komitee werde sich für Verbesserungen 
bei Stipendien, Arbeitsmarkt-Massnah­
men und der Beratung von Betroffenen 
einsetzen. Kurt Emmenegger, Präsident 
des Aargauischen Gewerkschaftsbun­
des, meint gar: «Abgesehen von den 
Umsetzungskosten waren keine Argu­
mente gegen die Initiative zu verneh­
men. Inhaltlich scheint unser Anliegen 
also wenig bestritten zu sein.» CFHl 
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